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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 09.06.2006
HANS HIRTER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Als Zweitrat schloss sich der Nationalrat diesen Entscheiden an. Zuvor hatte er sich
allerdings mit einer Reihe von Antrédgen auseinanderzusetzen, welche eine andere
Ertragsverteilung winschten. Der SP war vor allem das Drittel fir die Kantone ein Dorn
im Auge; Gewerkschafter innerhalb der SP sympathisierten sogar offen mit einer
Unterstitzung der ,Goldinitiative®™ der SVP. Ohne Erfolg versuchten die
Sozialdemokraten, den Kantonsanteil mit einer Zweckbindung zugunsten von
Bildungsausgaben zu versehen (Antrag Féssler, SG); von vielen SP-Abgeordneten
unterstitzt wurde auch ein Antrag Marti (sp, GL), die Kantone leer ausgehen zu lassen
und zwei Drittel fir den AHV-Fonds zu reservieren. Erfolglos blieb ebenfalls der
Versuch von Kaufmann (svp, ZH), mit einer Zuweisung der gesamten Ertrage an die AHV
auf 30 Jahre ein offensichtliches Manko der SVP-Initiative (Zuweisung auf
unbeschrankte Zeit) zu beheben. Eine Abweichung zum Sténderat ergab sich beim
Vorgehen nach dreissig Jahren. Die kleine Kammer hatte beschlossen, dass, falls nicht
durch eine neue Verfassungsbestimmung eine Verlangerung (unter Umstédnden mit
einem neuen Zweck der Mittelverwendung) beschlossen wird, das Stiftungsvermdgen
zum Ublichen Verteilschllssel fur Nationalbankgewinne (ein Drittel Bund, zwei Drittel
Kantone) an die 6ffentliche Hand fallen soll. Der Nationalrat stimmte mit knapper
Mehrheit einem Antrag Rechsteiner (sp, BS) zu, der fur diesen Fall das Fondsvermégen
vollumfanglich der AHV Ubertragen will. In der Gesamtabstimmung wurde der
Gegenvorschlag zur SVP-Initiative gegen den Widerstand der SVP gutgeheissen. In der
noch nicht abgeschlossenen Differenzbereinigung bestatigte der Standerat seinen
Beschluss zum Verteilungsmodus fur den Fall, dass die Stiftung nach dreissig Jahren
nicht weitergefihrt werden sollte.

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Personal

Beide Parlamentskammern stimmten im Berichtsjahr der Totalrevision des Gesetzes
liber die Pensionskasse des Bundespersonals (PUBLICA-Gesetz) zu. Als Erstrat befasste
sich der Nationalrat mit dem Geschéaft. Kommissionssprecher Kaufmann (svp, ZH)
resimierte, dass es im Wesentlichen um drei Dinge gehe: den vom Parlament
verlangten Wechsel vom bisherigen Leistungs- zum Beitragsprimat, die Senkung des
technischen Zinssatzes und die Erhdéhung des ordentlichen Pensionsalters von 62 auf
65 fur alle, also auch fur diejenigen, welche bereits vierzig Jahre beim Bund gearbeitet
haben. Ein von SP und GP unterstitzter Rickweisungsantrag unterlag mit 99 zu 60
Stimmen. Als wichtigste Verdnderung gegenlber der Regierungsvorlage verlangte eine
knappe Kommissionsmehrheit den Verzicht auf die Schaffung einer besonderen, vom
Bund getragenen Rentnerkasse flr die rund 44'000 bereits Pensionierten. Statt einer
solchen mit Bundesgarantie ausgestatteten Kasse solle der Bund alle bisherigen
Rentner in der Publica belassen und ihre Renten mit einer Einmaleinlage von rund CHF
1 Mrd. absichern. Die Linke und eine starke Minderheit der FDP stellten sich hinter den
Bundesrat, die CVP, die SVP und die Liberalen sprachen sich gegen die spezielle Kasse
fir bereits Pensionierte aus. Sie beflrchteten insbesondere, dass dies zu einem
Préazedenzfall fur Betriebe mit Bundesbeteiligung wie die SBB oder die PTT und ihre
Nachfolgeorganisationen werden kdonnte. Nachdem Bundesrat Merz nochmals darauf
aufmerksam gemacht hatte, dass es nicht korrekt sei, von den heutigen
Bundesangestellten Solidaritat einzufordern, da sich unter den Pensionierten eben
nicht nur ehemalige Angestellte der engeren Bundesverwaltung befinden, sondern auch
solche aus heute ausgegliederten ehemaligen Bundesbetrieben (vor allem die heutige
Ruag), setzte sich die Lésung mit einer eigenen, vom Bund garantierten Rentnerkasse
mit 82 zu 73 Stimmen durch. Die vom Bundesrat beantragte Senkung des technischen
Zinssatzes (das ist die der zuklnftigen Rentenberechnung zugrunde gelegte
Renditeerwartung) von 4 auf 3,5% fand gegen die Opposition der SP und der Grlinen
Zustimmung. Am Ende der Beratungen scheiterte die Vorlage an einer unheiligen
Allianz. Die Linke lehnte die Vorlage ab, weil sie fir die Versicherten zu viele Nachteile
bringe, die SVP war dagegen, weil sie mit der Schaffung einer separaten Rentnerkasse
nicht einverstanden war. Der Rat stimmte in der Gesamtabstimmung mit 93 zu 66 gegen
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die Reform. ?

Parlamentsmandat

Auch 2014 kam es im Parlament zu einigen Mutationen. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr elf neue Parlamentsmitglieder vereidigt. Tragisch war dies im Falle beider
Stdnderate aus dem Kanton Glarus. Fur den 2013 Uberraschend verstorbenen Pankraz
Freitag (fdp, GL) und den 2014 zurlickgetretenen und kurz darauf aufgrund seines
Krebsleidens aus dem Leben geschiedenen This Jenny (svp, GL) wurden in Ersatzwahlen
Thomas Hefti (fdp, GL) und Werner Hoésli (svp, GL) als Nachfolger bestimmt (vgl. Kapitel
e, Wahlen). Gleich vier Nationalrate rutschten aus dem Kanton Zirich nach: Christoph
Blocher (svp, ZH) und Hans Kaufmann (svp, ZH) wollten eigentlich jlngeren SVP-
Mitgliedern Platz machen, aber Ernst Schibli (svp, ZH; Jahrgang 1952), der 2011 nach 10
Jahren nicht mehr in den Nationalrat gewéhlt worden, aber erster Ersatz auf der SVP-
Liste war, entschied sich fur eine Rlckkehr nach Bern. Flr Blocher rutschte dann
freilich der 15 Jahre jingere Thomas Matter (svp, ZH) nach. Markus Hutter (fdp, ZH) trat
zurick, weil er sich seinem Unternehmen widmen wollte. Flr ihn kam Beat Walti (fdp,
ZH) zum Handkuss. Der zweite neue Zircher FDP-Vertreter war Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH). Er wurde Nachfolger von Filippo Leutenegger (fdp, ZH), der in die Zlrcher
Stadtexekutive gewahlt wurde. Auch der ehemalige Prasident der FDP, Fulvio Pelli (fdp,
TI) hatte seinen Ricktritt eingereicht und machte Platz fir Giovanni Merlini (fdp, Tl). Der
flnfte Abgeordnetenaustausch fir die FDP wurde zwischen Pierre-André Monnard (fdp,
NE) und Laurent Favre (fdp, NE) getatigt. Favre war bei Ersatzwahlen in die Neuenburger
Regierung gewahlt worden. Neben Blocher, Jenny und Kaufmann trat fur die SVP mit
Caspar Baader (svp, BL) ein weiteres Schwergewicht zurlck. Er wurde durch Christian
Miesch (svp, BL) ersetzt. Die SP - Rebecca Ruiz (sp, VD) rutschte fur Josiane Aubert (sp,
VD) nach - und die BDP - mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) fir Ursula Haller (bdp, BE) -
hatten je eine Mutation vorzunehmen. Die 49. Legislatur war damit bis Ende 2014
bereits von 24 Wechseln gepragt. Fast jeder zehnte Sitz im nationalen Parlament wurde
damit ausserhalb der regulédren Wahlen getauscht. *

In der Herbstsession wurde mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) ein neues Ratsmitglied
vereidigt. Der bereits 2014 schon einmal fur Ursula Haller (bdp, BE) nachgerutschte
Berner mit Jahrgang 1955 trat den Sitz des zurlickgetretenen Urs Gasche (bdp, BE) an.
Die BDP-Rochade war die flinfte Mutation in der 50. Legislatur. Gasche hatte Mitte Juni
seinen Rucktritt angekindigt. Er sei 31 Jahre lang in der Politik gewesen und nun wolle
er seiner Familie mehr Zeit widmen. Die gleiche Begrindung hatte Gasche bereits 2009
bei seinem Rucktritt aus dem Berner Regierungsrat angegeben. Allerdings sprang er flr
die von ihm mitgegrindete junge BDP in die Bresche, liess sich flur die
Nationalratswahlen 2011 aufstellen und gewann einen Sitz. Mit Gasche verliere die BDP
ein wichtiges Aushangeschild, urteilte der Tagesanzeiger. Mit dem nur wenig jingeren
Siegenthaler, der 2015 nicht wiedergewahlt worden war, kénne auch nicht von einer
Verjlngung gesprochen werden, welche die Partei eigentlich nétig hatte.

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Im Kanton Ziirich wurden zehn neue Nationalrdtinnen und Nationalrdte gewahlt. Drei
Bisherige wurden nicht wiedergewéhlt. Vierzehn der 34 Sitze gingen an Frauen (1995:
13). Die SVP konnte sich von 25,5% auf 32,5% steigern und ist neu mit 13 Sitzen (+4) in
Bern vertreten; davon wird einer durch eine Frau eingenommen. In ihren Reihen
gehoren der Historiker Morgeli und der Wirtschaftsberater Kaufmann zu den
bekanntesten Neugewahlten. Zweitgrosste Zurcher Abordnung wurde die SP, die es mit
einem Sitzgewinn auf zehn Mandate brachte. Die Prasidentin der SPS, Ursula Koch,
wurde mit einem sehr guten Ergebnis neu ins Parlament gewéahlt. FDP und CVP blieben
im Vergleich zu 1995 konstant auf sechs resp. zwei Mandaten sitzen. Die EVP erreichte
wiederum einen Sitz. Der LdU und die Grinen verloren je einen Sitz und sind in Bern
neu mit je einem Mandat vertreten. FraP, SD und FP verloren jeweils ihren bisherigen
Sitz. Ebenfalls leer ausgegangen sind die Senioren und die Jungparteien. Der bisherige
Genfer SP-Nationalrat Ziegler, der auf der Liste der Jungsozialisten kandidierte, zahlt
neben Schaller (Idu) zu den bekanntesten nicht Wiedergewéhlten im Kanton Zurich. °
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Bei den Nationalratswahlen 2015 im Kanton Bern buhlten 567 Kandidierende auf 26
Listen um die 25 Nationalratssitze. Damit hielt der Trend des zunehmenden Interesses
an einem Mandat auch im Kanton Bern an - 2011 waren es 545 Kandidierende, 2007 lag
die Zahl bei 514 und bei den Wahlen von 2003 bei 462. Die Anzahl der Listen war im
Vergleich zu 2011 (28 Listen) allerdings etwas zurilickgegangen. Fast zwei Flinftel der
Kandidierenden waren Frauen (37.4%). Das Interesse an einem der Berner Mandate
schien vor allem bei Jungen gross zu sein: Noch nie, seit dieser Wert erhoben wird
(2003), lag der Altersschnitt der Bewerberinnen und Bewerber so tief wie 2015 (39.5
Jahre). Das jugendliche Interesse lasst sich auch daran ermessen, dass nicht weniger als
sieben Listen von Jungparteien stammten: Die SVP, die SP, die FDP, die Grlnen, die
GLP und die EVP fUhrten neben der Hauptliste auch eine Jugendliste. Die SP portierte
Kandidierende zudem auf einer Frauen- und einer Mannerliste und trat mit einer Liste
mit Frankophonen auf. Auch die Grinliberalen préasentierten mit einer
Unternehmerliste neben der Haupt- und der Jugendliste eine dritte Auswahl. Die CVP,
unter dem Label ,Die Mitte”, und die EDU traten ebenfalls mit jeweils zwei
verschiedenen Listen an. Komplettiert wurde der Reigen mit der PdA, der Piratenpartei,
den SD, dem Alpenparlament und einer Einerliste.

Wie in zahlreichen anderen Kantonen wurde auch im Kanton Bern eine
Listenverbindung auf der linken Seite vereinbart - allerdings nur zwischen SP und GP,
also ohne die PdA. In der Mitte schlossen sich die BDP, die GLP, die CVP und die EVP
zusammen. Die SVP verband sich mit dem Alpenparlament (AP), einer Gruppierung aus
dem Berner Oberland, die von ehemaligen Schweizer Demokraten organisiert wird. In
der Presse wurde gemutmasst, dass die Verbindung der SVP mit dem etwas dubiosen
Partner ein Freundschaftsdienst sei, weil sich das AP jeweils hilfreich beim Sammeiln
von Unterschriften fir SVP-Initiativbegehren zeige. Ganz rechts verbanden sich die EDU
und die SD. Keine Verbindung ging die FDP ein.

Die Wahlen in Bern verhiessen auch deshalb Spannung, weil der Kanton einen Sitz
weniger zugesprochen erhielt als noch bei den Wahlen 2011. Im Vorfeld der Wahlen
wurde dartber spekuliert, welche Partei diesen Sitz am ehesten verlieren wirde. Am
verletzlichsten schienen die Grunen, die ihren 2011 eroberten dritten Sitz einem
Uberhangsmandat verdankten. Erschwerend kam fir die GP hinzu, dass zwei ihrer drei
Mandate erst kirzlich neu besetzt worden waren. Aline Trede (gp, BE) hatte die in die
Berner Stadtregierung gewahlte Franziska Teuscher (BE, gp) 2013 ersetzt und Christine
Hasler (gp, BE) war gar erst seit 2014 fur Alec von Graffenried (gp, BE) nachgerutscht.
Hasler wurde gleichzeitig auch als Standeratskandidatin portiert; somit - so mutmasste
die Presse - sollten ihre Chancen verbessert und ihre nur kurze Erfahrung im Parlament
wett gemacht werden, damit der dritte Sitz der Grinen verteidigt werden kénne. Fur
Wirbel um die GP hatte zudem die Nicht-Nomination des ehemaligen Zuger
Nationalrates Jo Lang geflhrt, der mittlerweile in Bern wohnte. Zittern musste auch die
BDP, die bei den kantonalen Wahlen 2014 zu den grossen Verliererinnen gehoért hatte
und grosse Wahlerverluste hinnehmen musste. Nicht wenige vermuteten, dass dies die
BDP auch bei den eidgendssischen Wahlen mindestens einen Sitz kosten werde. Auch
die Burgerlich-Demokraten hatten zudem kurz vor Legislaturende noch einen
Mandatswechsel zu verzeichnen: Heinz Siegenthaler (bdp, BE) war Ende 2014 fir Ursula
Haller (bdp, BE) nachgerutscht. Fur die bei den Grossratswahlen erfolgreiche SVP
konnte sich das fehlende Mandat ebenfalls negativ auswirken, war sie doch die einzige
Partei, die gleich zwei RUcktritte verkraften musste. Rudolf Joder (svp, BE) durfte wegen
parteiinterner Amtszeitbeschrankung nicht mehr und Jean-Pierre Graber (svp, NR), der
2015 fur Hansruedi Wandfluh (svp, BE) nachgerlckt war, wollte nicht mehr antreten.
Freilich gingen die meisten Beobachter davon aus, dass die SVP eher wieder zulegen
werde. Fur Wirbel sorgte kurz vor den Wahlen der angekindigte Rucktritt zweier SP-
Regierungsréate, der kantonale Ersatzwahlen ndétig machte, die flr 2016 vorgesehen
waren. Weil durch einen der beiden Rucktritte der so genannte Jurasitz frei wurde,
wurde spekuliert, ob die Besetzung der ersten beiden SVP-Listenplatze mit zwei
Bernjurassiern eine Referenz an den franzdsischsprachigen Kantonsteil darstelle. Fur
Schlagzeilen sorgte zudem die Negativkampagne einer aus burgerlichen Politikern
bestehenden ,Interessengemeinschaft Arbeitsplatze im Berggebiet (IG AIB)”, die gegen
die SP-Nationalrétin Margret Kiener Nellen (sp, BE) gerichtet war. Kiener Nellen war
2014 wegen legaler Steuerdeals in den Fokus der Medien geraten.

Als Wahlsiegerin im Kanton Bern konnte sich die SVP feiern lassen, die einen Sitz
gewinnen und ihren Wahleranteil wieder weit tber 30% anheben konnte. Mit den 33.1%
(2011: 29.0%) Wéhleranteil und den neun Sitzen (2011: 8) war die Volkspartei in Bern
wieder fast so stark wie vor der Abspaltung der BDP (2007: 10 Sitze und 33.6%). Mit
Manfred Buhler (svp, BE) wurde nach vierjahrigem Unterbruch wieder ein Bernjurassier
in den Nationalrat gewéahlt. Dass dies 2011 erstmals nicht mehr der Fall gewesen war,
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hatte einige Diskussionen und Vorstdsse um die adédquate Vertretung von sprachlichen
Minderheiten im Nationalrat ausgel&st. Der Sitzgewinn der SVP ging auf Kosten der BDP,
die einen Sitz abgeben musste. Es war just der Sitz des erst jlingst nachgerutschten
Kantonalprasidenten Heinz Siegenthaler, der damit abgewéahlt wurde. Die BDP verflgte
neu Uber 3 Sitze und weiss noch 11.8% der Wahlerschaft hinter sich (2011: 14.9%). Zu
den Verlierern gehoérten auch die Grunen, die mit der Abwahl von Aline Trede fur den
Mandatsverlust des Kantons Bern bezahlten. Der Verlust von 0.9 Wéhlerprozenten (neu
8.5%) war zu gross, um den Sitz halten zu kénnen. Dass Aline Trede und nicht Christine
Héasler abgewéahlt worden war, wurde auch auf die - erfolglose - Stdnderatskandidatur
von Hasler zurtckgefuhrt. Die restlichen Parteien konnten ihre Sitze mit dem bisherigen
Personal halten: Die SP blieb mit é Sitzen und 19.7% Wahleranteil (2011: 19.3%)
zweitstarkste Partei. Auch die FDP (9.3%; 2011: 8.7%), die GLP (6.0%; 2011: 5.3%) und
die EVP (4.3%; 2011: 4.2%) konnten ihre Wé&hlerbasis zwar leicht verbreitern, blieben
aber auf je zwei (FDP, GLP) bzw. einem Mandat (EVP) sitzen. Die GLP musste lange
zittern, bis die Verteidigung dieses zweiten Sitzes unter Dach und Fach war, und die
FDP trauerte mit Blick auf die anderen Kantone einer verpassten Chance nach. Die
Presse mutmasste, dass die Standeratskandidatur der als eher linksliberal geltenden
Claudine Esseiva (BE, fdp) ein Fehler gewesen sei. Allerdings verteidigte Christa
Markwalder (fdp, BE) ihren Sitz trotz negativer Presse im Vorfeld der Wahlen aufgrund
der so genannten Kasachstan-Affare relativ souveradn. Abgeschlagen waren die EDU
(2.8%) und die CVP (1.8%), die ihre 2007 verlorenen Sitze erneut nicht zurlickerobern
konnten. Mit der Abwahl von Aline Trede (gp., BE) wird der Kanton Bern noch von 10
Frauen vertreten (2 SVP, 3 SP, 0 BDP, 1 FDP, 2 GP, 1 GLP, 1 EVP). Die Wahlbeteiligung lag
im Kanton Bern mit 49.1% etwas tiefer als noch vor vier Jahren (50.4%).

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Durant I'année sous revue, le parlement a examiné le projet de révision de la loi
fédérale sur I’Assurance suisse contre les risques a I’exportation (ASRE) que Iui avait
soumis le Conseil fédéral en 2004. En tant que premier conseil, le Conseil national a
entamé un long débat sur I'opportunité d’entrer en matiére sur cet objet. Une minorité
Gysin (ps, BS) a proposé de ne pas entrer en matiére, arguant que, bien qu’elle n"était
pas opposée a une garantie de I'Etat contre les risques a I'exportation, elle refusait
toutefois de I'étendre aux risques de l'acheteur privé. Réfutant ce point de vue, les
partis bourgeois ont fait valoir qu’il s'agissait au contraire de garantir des emplois, et
notamment de permettre a I'industrie d’exportation de lutter a armes égales avec la
concurrence étrangeére. Le conseiller fédéral Joseph Deiss na pas manqué de soulever,
a ce titre, que la Suisse était le seul pays dont la garantie contre les risques a
|"'exportation ne couvrait pas, ou seulement en partie, les risques de I'acheteur privé.
Par 126 voix contre 16, les députés ont voté I'entrée en matiere. Dans I'intérét de
I'industrie d’exportation, la plupart des socialistes et des Verts ont également voté
I"entrée en matiére, en plaidant toutefois en faveur d’un durcissement des critéres des
lors qu’il s"agirait de couvrir les risques a I'exportation d’un acheteur privé ayant conclu
des affaires a risques. Plusieurs propositions de minorité, émanant de députés
socialistes et écologistes, ont toutes été rejetées. Parmi elles, celle du conseiller
national Hans-Jurg Fehr (ps, SH), qui visait & exclure toute assurance en cas de livraison
d’armes et de tout autre matériel de guerre, et celle de Ruth Genner (pe, ZH), qui
proposait que le représentant d'une ONG travaillant dans le domaine de
I"environnement, des droits de I'homme ou de la politique du développement ait droit a
un siege au conseil d’administration de I"assurance. La proposition du Conseil fédéral
d’adopter une formulation potestative pour l'institution de I'organe consultatif a été
rejetée par 94 voix contre 64. Au vote sur I'ensemble, le projet a été adopté par 131 voix
contre 15.

Au Conseil des Etats, I'entrée en matiére n’a fait I'objet d’aucun débat, les députés
étant convaincus de la nécessité d'étendre la garantie de I'Etat aux risques de
|"acheteur privé. Contrairement au Conseil national, la chambre haute a renoncé a la
disposition qui prévoyait de gérer de maniére séparée les risques des débiteurs publics
et privés. Elle a cependant inscrit dans la loi que I’Assurance suisse contre les risques a
|"exportation devait percevoir des primes proportionnées au risque. Le plénum a rejetée,
par 25 voix contre 9, une proposition Berset (ps, FR) qui visait a exclure toute assurance
si 'opération risquait de nuire sérieusement a I'image de la Suisse. Le Conseil des Etats
a suivi, sans débat, le Conseil national sur la question de la couverture d’assurance
proposée par le gouvernement. Celle-ci s’éléve, tant pour les débiteurs publics que
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privés, au plus a 95% du montant assuré. En ce qui concerne la composition du conseil
d’administration, la chambre haute a été plus précise que le Conseil fédéral: elle a en
effet proposé qu’y siegent des spécialistes des secteurs de I'assurance, de I'industrie
d’exportation et de la politique du développement.

Au cours de la procédure d’élimination des divergences, le Conseil national a confirmé
qu’il souhaitait la coexistence de deux assurances distinctes, I'une pour les débiteurs
publics et I'autre pour les débiteurs privés. Ce dernier, qui avait ajouté en premiere
lecture une disposition visant a ce que le Conseil fédéral veille @ une représentation
équilibrée des deux sexes au sein du conseil d’administration - disposition que le
Conseil des Etats avait refusé -, a décidé de maintenir celle-ci par 91 voix contre 61. Le
plénum a ainsi suivi I'avis de la majorité de sa commission, contre une minorité
emmenée par le député zurichois Hans Kaufmann (udc). De son cété, le Conseil des
Etats a maintenu sa décision en faveur de la mise en place d’une seule assurance.
Concernant la représentation équilibrée des deux sexes au conseil d’administration, il a
également confirmé sa premiere décision sans discussion. Au niveau du conseil
d’administration, la majorité de la commission a proposé de maintenir la disposition
prévoyant une représentation appropriée d’experts au sein de celui-ci. Une minorité
emmenée par le démocrate du centre Hannes Germann (SH) proposait que ce dernier
soit non seulement composé d’experts, mais également de partenaires sociaux, comme
le souhaitait le Conseil national. Carlo Schmid (pdc, Al) voulait, quant a lui, revenir & la
proposition du gouvernement, qui prévoyait de laisser a ce dernier le soin de définir la
composition du conseil d’administration. Le Conseil des Etats a finalement suivi cette
derniére proposition, par 22 voix contre 18, maintenant sur ce point une divergence
avec le Conseil national.

La chambre du peuple a finalement suivi le Conseil des Etats en optant pour une seule
assurance. Elle a toutefois précisé que celle-ci devrait se composer de deux
communautés de risques distinctes - I'une pour les débiteurs publics et I"autre pour les
débiteurs privés -, qui ne connaitraient pas de compensation mutuelle. En ce qui
concerne la représentation équilibrée des femmes au sein du conseil d’administration,
le Conseil national a suivi la décision du Conseil des Etats (et de la majorité de la
commission), qui ne voulait pas d'un tel ajout dans la loi. Il s’est en outre tenu a sa
volonté d’y voir les partenaires sociaux équitablement représentés. Le Conseil des Etats
a malgré tout refusé, a I'unanimité, I'idée d'une division en deux communautés de
risques, considérant que les risques a I'exportation constituaient un tout indissociable.
Quant a la seconde divergence, une minorité de la commission emmenée par le député
socialiste Alain Berset (FR) a proposé de suivre le Conseil national et de prendre en
considération les partenaires sociaux de maniere appropriée lors de la mise en place du
conseil d’administration. Le Conseil des Etats I'a suivie par 19 voix contre 17.

La Conférence de conciliation a soumis une proposition de compromis aux deux
conseils, afin de venir a bout de la divergence qui subsistait. Celle-ci prévoyait que
|"assurance soit compétente en matiére de risques publics ou privés et qu’elle travaille
de maniére a s'autofinancer, que les risques des débiteurs publics et privés soient
gérés de maniére séparée (présentation des comptes dans des rubriques distinctes), et
que les risques puissent temporairement faire I'objet d'une compensation entre les
différentes rubriques. Au vote final, le Conseil des Etats a approuvé cette proposition a
I'unanimité. Au Conseil national, elle a également été nettement approuvée (156 voix
contre 26), seuls les écologistes et quelques députés UDC I'ayant refusée. ’

Landesverteidigung
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Ausriistung und Beschaffung

Le Conseil fédéral a publié en septembre son message concernant le soutien au
désarmement chimique universel. C’est une motion du conseiller aux Etats jurassien
Pierre Paupe (pdc) (Mo. 00.3519), déposée en octobre 2000, qui est a I'origine de ces
propositions gouvernementales. Il se compose d’un projet de loi fédérale sur le soutien
a I"élimination et a la non-prolifération des armes chimiques et d’'un projet d’arrété
fédéral relatif au soutien au désarmement chimique universel. Le premier objet
constitue la base juridique qui permet I'introduction du crédit-cadre prévue dans le
deuxiéme. Ce crédit-cadre de CHF 17 millions d’'une durée de 5 ans est destiné a la
destruction des armes chimiques de la Fédération de Russie. Une minorité de la
Commission de la politique de sécurité (CPS) du Conseil national, emmenée par Ulrich
Schller (udc, ZH), a demandé le renvoi de la proposition au gouvernement. Elle estimait
qu’un appui sous forme d’expertise du laboratoire AC de Spiez, pour un maximum de
CHF 4 millions, suffisait et que ce montant devait étre retiré de l'aide aux pays
d’Europe centrale et orientale. La Chambre basse a cependant suivi la majorité de la
CPS pour I'entrée en matiere pour ensuite largement accepter la loi et I'arrété fédéral
(Les seuls CN a avoir refusé les deux objets étaient Schlier et Morgeli (udc, ZH),
auxquels s’ajoutaient Kaufmann (udc, ZH) pour I'arrété fédéral et Alexander Baumann
(udc, TG) pour la loi). ®

Die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge im Rahmen des Projektes Tiger-Teilersatz war
auch im Berichtsjahr wieder vorherrschendes Thema in der Verteidigungspolitik.
Angesichts der aufzuwendenden CHF 3,126 Mia. war dieses Rustungsgeschéaft auch
eines der grossen Traktanden der gesamten Bundespolitik des Berichtjahrs. Nachdem
2011 der Typenentscheid geféllt wurde und sich der Bundesrat nach einer langwierigen
und nicht reibungslos verlaufenen Evaluation flr den schwedischen Gripen
entschieden hatte, galt es 2012 diesen Entscheid zu verteidigen, die Beschaffung
voranzutreiben sowie die wichtigsten Eckpunkte zu sichern. Nicht nur der
Beschaffungskredit von Uber drei Milliarden Franken musste geplant werden, sondern
auch der Ruckhalt im Parlament gewonnen und die Zusammenarbeit mit dem
Lieferanten Saab und dem Schwedischen Staat koordiniert, respektive mit dem Kauf
einher gehende Kompensationsgeschafte vereinbart. Dass dies keine einfache Aufgabe
fur Verteidigungsminister Maurer war, zeigte nicht nur der Verlauf der Geschichte
dieses  Vorhabens, sondern legten auch die Erfahrungen friherer
Kampfjetbeschaffungen nahe, welche aus diversen Grinden jeweils fur viel Unmut auf
allen Ebenen sorgten. Bis ins Spatjahr hinein sorgte eine intensiv gefuhrte, durchaus
kritische mediale Kampagne flur Kontroversen. Dabei wurde immer wieder in Frage
gestellt, ob der Gripen Uberhaupt das richtige Flugzeug sei. Mit denkbar schlechten
Voraussetzungen musste der Verteidigungsminister im Berichtsjahr die Gripen-
Beschaffung im Parlament vertreten. Diese war mit der bundesréatlichen Botschaft zum
Rustungsprogramm 2012 Mitte November 2012 den eidgendssischen Raten beantragt
worden. Fiur die Beschaffung von 22 Kampfflugzeugen des Typs Gripen E war ein
Verpflichtungskredit von besagten rund CHF 3Mia. zu beschliessen. Ein
referendumfahiges Gripen-Fondsgesetz sollte die Finanzierung legitimieren und
sicherstellen.

Bevor das Rustungsgeschaft im Parlament besprochen wurde, waren einige
Nebenschauplatze in den Fokus der Offentlichkeit geriickt. Im Januar wurde bekannt,
dass einer der an der Typenevaluation beteiligten Flugversuchsingenieure seine
Arbeitsstelle nach Uber 30 Jahren bei der Luftwaffe verlassen musste. Durch eine
Amtsgeheimnisverletzung fand ein vertrauliches Protokoll der Gripen-Subkommission
den Weg an die Offentlichkeit. Darin festgehaltene, kritische Ausserungen des
Ingenieurs Uber den Gripen gaben den Ausschlag zu seiner Entlassung. Nachdem
bekannt wurde, dass bereits 2012 ein weiterer Flugversuchsingenieur seinen Posten
rdumen musste, wurde von einer Art ,Saduberungsaktion unter Gripen-Kritikern®
berichtet. Eine den Betroffenen auferlegte Schweigepflicht zur Sache war ein
gefundenes Fressen fur die Medien. Beim VBS erbetene Stellungnahmen blieben jedoch
vorerst ebenfalls aus, womit die Angelegenheit einen weiteren Knick in der Gripen-
Story darstellte. Bevor diese Indiskretionen aufgeklart werden konnten, wie von SiK-
Prasidentin Galladé (sp, ZH) und Subkommissionsprasident Hurter (svp, SH) gefordert,
waren die Ingenieure quasi Bauernopfer in einer nunmehr unwurdigen
»Indiskretionenflut™. Spater wurde bekannt, dass es zwischen dem Gripen-Projektleiter
bei armasuisse und dem Flugwaffen-Experten zum Zwist kam, worauf anscheinend auch
von Seiten Saab eine personelle Veranderung verlangt wurde.
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Gleichzeitig erreichten positive Signale aus Schweden die Schweiz: Schwedens
Regierung gab der Militarleitung den Auftrag, 60 Jets des Typs Gripen E bei Saab zu
bestellen. Diese Beschaffung wurde jedoch an die Bedingung geknlpft, dass
mindestens ein Partner mitmache. Falls die Schweiz, oder ein anderes Land, nicht folgt
und bis Ende 2014 ebenfalls mindestens 20 Jets ebendiesen Typs bestellt, kann die
Regierung von einer Ausstiegsklausel Gebrauch machen und die Bestellung stornieren.
Schwedens Vertrauen in den (eigenen) Jet gab der Debatte in der Schweiz zwar
Aufwind, aber noch schienen zu viele Vertragsklauseln zu unsicher: Das VBS sollte sich
im Auftrag des Parlaments gegen Nichterfullen der Vertrage absichern. Schweden solle
mit der Herstellerfirma Saab einen Vertrag Uber 82 Jets abschliessen, die Schweiz
ihrerseits einen mit Schwedens Regierung tber den Kauf von 22 dieser Jets. So machte
etwa die FDP ihre Zustimmung im Parlament davon abhangig, dass Strafzahlungen féllig
werden sollen, wenn Saab einzelne Leistungen nicht erbringe.

Noch bevor die Vorlage im Parlament besprochen wurde, formierte sich Mitte Februar
ein linkes Anti-Gripen-Bundnis, welches sich fur den Referendumskampf vorbereiten
wollte. Die Grine Partei, mit alt Nationalrat Jo Lang (gp, ZG) als prominentem Jet-
Gegner, die SP, JUSO, Junge Gruine, die GSoA und andere Organisationen schlossen sich
der Allianz an. Das Zeichen war deutlich: bei einer Annahme im Parlament sollte das
Referendum ergriffen werden.

Als Erstrat hatte sich Anfang Marz der Sténderat mit dem Geschéaft zur Beschaffung
auseinanderzusetzen. Die Mehrheit der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) sprach
sich (mit neun zu vier Stimmen) fur Eintreten auf die Vorlage aus. Aus der
Finanzkommission kamen ebenfalls positive Signale: diese hatte der Finanzierung mit
sieben zu zwei Stimmen grunes Licht gegeben. Es gab aber auch den erwarteten
Widerstand: Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) beantragte Nichteintreten mit der
Begriindung, die ganze Beschaffung sei zu unsicher. Zudem stellte sie die
Notwendigkeit neuer Flugzeuge grundsatzlich in Frage und schlug vor, die Schweiz solle
sich am LuftraumUberwachungsprogramm der NATO beteiligen. Ein weiterer Antrag
Recordon (gp, VD) verlangte Rickweisung an die Kommission mit der Aufgabe, den
Erwerbsvertrag genauer zu prifen. Die Eintretensdebatte war von Bekenntnissen zu
Armee und Sicherheit gepréagt, jedoch auch seitens burgerlicher Politiker mit kritischen
Voten versehen. Die finanziellen Risiken seien zu gross, so beispielsweise Standerat
Jenny (svp, GL). Der Flugzeugbeschaffung gegeniber kritisch eingestellte, blrgerliche
Réte sahen im grossen finanziellen Aufwand zu grosse Einschnitte ins ordentliche
Armeebudget, welches in den nachsten zehn Jahren zusétzlich den vom Bundesrat
vorgesehenen Gripen-Fonds speisen musse. Samtliche Gegenantrage hatten
schliesslich in den Eintretensabstimmungen keine Chance: Der Nichteintretensantrag
scheiterte zwar mit 22 zu 20 Stimmen nur knapp, der Ruckweisungsantrag etwas
deutlicher mit 25 zu elf Stimmen. Der Bundesbeschluss wurde im Stéanderat damit
grundsatzlich gutgeheissen, scheiterte aber am fehlenden qualifizierten Mehr zur
Losung der Ausgabenbremse. Die SiK beantragte Uberdies einen zuséatzlichen Artikel,
wonach der Bundesrat den SiK beider Réte jéhrlich einen Bericht Uber den Stand der
Beschaffung unterbreiten muss. Damit schuf der Stédnderat einen neuen, vom
Bundesratsentwurf abweichenden Passus. Mit 22 zu 20 Stimmen in der
Gesamtabstimmung Uberwies der Standerat das Geschaft an den Nationalrat. Die FDP
Fraktion hatte sich schliesslich zu einem Ja durchringen kénnen, nachdem friher
monierte Verbesserungen in den Vertragen angebracht worden waren. Das gleichzeitig
traktandierte Gripen-Fondsgesetz war ebenfalls von einem Ruckweisungsantrag
Recordon (gp, VD) betroffen, welcher jedoch deutlich abgelehnt wurde. In der
Schlussabstimmung nahm der Stéanderat das Gesetz mit 23 zu 15 Stimmen deutlich an.
Dass die Vorlage am qualifizierten Mehr vorerst gescheitert war, wurde in den medialen
Berichterstattungen als eigentliche ,Ohrfeige™ betitelt. Das daraus resultierende
mindestens vorUbergehende Nein wurde auch als Quittung fur mangelhafte
Kommunikation seitens des VBS bezeichnet, jedoch auch als Zeichen gegen eine
unentschlossene Regierung, welche noch 2010 im Armeebericht von einer
Kampfjetbeschaffung absehen wollte. Konsterniert konstatierte der
Verteidigungsminister denn auch, dass das Geschaft ins Wanken gerate.

In der Folge wurde der Entscheid der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) des
Nationalrates mit Spannung erwartet. Nach dem Votum im Standerat und im Wissen um
die kritische Haltung des Meinungsfihrers und Gripen-Subkommissionspréasidenten
Thomas Hurter (svp, SH), war nicht klar, wie andere burgerliche Kommissionsangehorige
stimmen wdirden. Bundesrat Maurer trug zudem mit brisanten Aussagen weiter zur
Unruhe bei: In einer Rede bei der Schweizerischen Offiziersgesellschaft sprach der
Verteidigungsminister unter anderem von der Beschaffung unbemannter Flugkérper
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(Drohnen), welche just in der Auslieferungsphase der ersten Gripen-Jets beantragt
werden sollen. In ihrer Sitzung Anfang April beschloss die SiK dann allerdings, erst im
August zu entscheiden und bis dahin zuséatzliche Forderungen zu stellen - was
gleichzeitig eine zeitliche Verzégerung von mehreren Monaten bedeutete. Die grosste
Baustelle orteten die Sicherheitspolitiker in den Zahlungsmodalitaten: Uber einen
Ruckbehalt eines Teils der Zahlungen an Schweden solle sich die Schweiz absichern.
Zusatzlich sollen als Grundbedingung nicht mehr als 15 Prozent des Gesamtkaufpreises
als Anzahlung nach Schweden Uberwiesen werden. Als zweite Massnahme soll das VBS
bei jeder féallig werdenden Teilzahlung flur die Kampfflieger jeweils acht Prozent
zurlckbehalten. Die Halfte dieser acht Prozent erhalt Schweden bei korrekter
Auslieferung einer Tranche, den Restbetrag beim erfolgreichen Abschluss des ganzen
Geschafts. Die zurlckbehaltenen Gelder sollen als Druckmittel dienen, falls die
Herstellerfirma Saab die vereinbarten Anforderungen nicht erfille oder die Jets zu spat
ausliefere.  Die  Forderungen zwangen das Verteidigungsdepartement zu
Nachverhandlungen - und wurden von SVP Politikern als ,Misstrauensvotum gegen
Schweden™ kritisiert. Trotz Verzégerungen innerhalb des Berichtsjahres anderte sich
die Agenda aber nicht grundsatzlich. Statt in der Sommersession hatte sich der
Nationalrat erst im Herbst mit dem Geschéaft auseinanderzusetzen, eine allfallige
Referendumsabstimmung wirde jedoch gleichwohl 2014 stattfinden kdnnen.

Vor der wegweisenden zweiten Sitzung der SiK im August wurde bekannt, dass das VBS
die gewunschten Forderungen nicht hatte aushandeln kénnen. Statt der verlangten
Verringerung der Akontozahlungen an Schweden auf 15 Prozent, pochte der
Vertragspartner auf 40 Prozent oder rund CHF 1 Mia. Da Schweden jedoch ursprunglich
rund zwei Drittel des Kaufpreises als Akontozahlung forderte, konnte die Einigung auf
den genannten Betrag als Kompromiss betrachtet werden. In anderen Belangen wie der
Regelung einer Konventionalstrafe wurden jedoch Fortschritte gemacht. Ende August
wurden in einer SiK-Sitzung die aufgeschobenen Traktanden zur Gripen-Beschaffung
nachgeholt. Dass im VBS weiter verhandelt worden war, hatte sich gelohnt: die
Sicherheitspolitiker konnten sich zu einem Ja zum Gripen durchringen, wenn auch
gegen die geschlossene Linke innerhalb der Kommission. Damit erhielt das Geschaft
einen positiven Schub fur die anstehende Debatte in der Volkskammer.

Der Nationalrat beschaftigte sich in der Herbstsession mit dem Geschéaft. Die SiK
beantragte dem Plenum mit 14 zu neun Stimmen, auf die Vorlage einzutreten und ihr
zuzustimmen. Die Finanzkommission des Nationalrates hatte die Vorlage bereits im
Frihjahr gutgeheissen. Dennoch stand das Geschaft wie in der kleinen Kammer von
Beginn weg im Gegenwind. Ein Nichteintretensantrag und zwei Rickweisungsantrage
standen im Raum. Eine Minderheit Allemann (sp, BE) fasste unter dem Begriff
~Geldverschwendung® ihren Unmut Uber diese Beschaffung zusammen. Drei Argumente
wurden vorgebracht: Erstens sprach sie dem Geschéaft jegliche Berechtigung ab. Es sei
unndtig Jets zu beschaffen, wenn man von Freunden umzingelt sei. Zweitens sei der
Gripen nicht der richtige Typ., weil er im Luftpolizeidienst - seiner designierten
Hauptaufgabe - schlechte Testresultate generiert habe. Als drittes und mit Verweis auf
die Mirageaffare wurde vorgebracht, dass das Risiko zu hoch sei, einen noch nicht
fertigentwickelten ,Papierflieger™ einzukaufen. Auch von birgerlichen Politikern wurde
Widerstand geleistet. Eine Minderheit Walter Muller (fdp, SG) sorgte sich um finanzielle
Risiken. Mit einer Anzahlung Uber CHF 1 Mia. an Schweden bis zum Jahr 2016 begebe
sich die Schweiz zu stark in eine Abhéngigkeit von den Vertragspartnern. Gleichzeitig
wurde die Leistungsfahigkeit des Saab-Fliegers angezweifelt. Im Rickweisungsantrag
wurde verlangt, die anderen Angebote der Hersteller EADS und Dassault ebenfalls einer
Nachevaluation zu unterziehen. Saab hatte zur Verbesserung des Jets in einzelnen
Punkten nachbessern kénnen. Der zweite Riickweisungsantrag Fischer (glp, LU) basierte
auf der Idee einer generellen Sistierung von Kampfjetbeschaffungen. Es solle in der
gewonnenen Zeit im Rahmen der Weiterentwicklung der Armee (WEA) eine
grundsatzliche Standortbestimmung und ein Gesamtkonzept fir den Einsatz der
Luftwaffe erarbeitet werden, welches Basis flr zuklnftige Beschaffungen sein soll. Die
Antragsteller forderten insbesondere, dass diese Beschaffung besser mit anderen
wegweisenden und strategischen Geschaften (WEA, Ristungsprogrammen) koordiniert
wird. Die erwarteten Links-Rechts-Gegensatze zeigten sich bereits in der
Eintretensdebatte. Samtliche Gegenantrége wurden vom geschlossen abstimmenden
burgerlichen Block mit komfortabler Mehrheit abgewiesen. Die folgende Detailberatung
war lediglich durch eine kleine Anderung einer Minderheit Allemann (sp, BE) geprégt.
Diese wollte auf technische Vorkehrungen fur die Luft-Boden-Kampffahigkeit zum
Zeitpunkt der Beschaffung noch verzichten und dadurch rund CHF 70 Mio. einsparen.
Das zentrale Argument war jedoch nicht diese Einsparung sondern sicherheitspolitische
Bedenken, welche mit Einsatzen von solchen Waffen einhergehen. Die Schweiz hat seit
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1994 und der Ausmusterung der Hunter-Flotte keine solchen Waffen mehr an den
Kampfflugzeugen. Dieser Antrag blieb jedoch im Plenum chancenlos und der Vorlage
wurde mit 113 zu 68 Stimmen zugestimmt. Die Ausgabenbremse wurde mit ahnlichem
Stimmverhaltnis ebenfalls geldst.

Das Gripen-Fondsgesetz wurde mit zwei Anderungsantragen bekampft. Eine Minderheit
Roland Fischer (glp, LU) wollte die Fondseinlagen auf hoéchstens CHF 3,126 Mia.
begrenzen. Eine Minderheit Il Flach (gp, AG) wollte Kreditverschiebungen verhindern.
Die Einlagen sollten ausschliesslich fur die Flugzeugbeschaffung verwendet werden und
nicht via Globalbudget fir Armeeimmobilien aufgewendet werden kdénnen. Der
Vorschlag Fischer wurde auf Antrag der SiK und mit Unterstitzung des
Verteidigungsministers deutlich abgelehnt, mit der Begrindung er sei unndtig, da der
zu genehmigende Betrag festgeschrieben und zudem an dieses Rustungsgeschaft
gebunden sei. Der Antrag der Minderheit Flach wurde ebenfalls abgelehnt. Die Vorlage
wurde in der Gesamtabstimmung mit 118 zu 67 Stimmen angenommen.

Die im Herbst im Stédnderat behandelte Differenzbereinigung betraf lediglich die
Ausgabenbremse, welche noch im Frihjahr am nétigen Quorum gescheitert war. Ohne
viele Wortmeldungen, jedoch nach einem Vortrag von Bundesrat Maurer, in dem er
noch offene Punkte zu kléren versuchte, wurde das Geschaft auch im Standerat
abgeschlossen und mit 27 gegen 17 Stimmen wurde auch die Ausgabenbremse geldst.
Das Bundesgesetz Uber den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen wurde
in den Schlussabstimmungen mit 25 zu 17 Stimmen im Standerat und mit 117 zu 71
Stimmen im Nationalrat angenommen. Damit nahm die Kampfjetbeschaffung zur
Umsetzung des Tiger-Teilersatzes die Hurde Parlament.

Durch die Finanzierungslésung Uber das Gripen-Fondsgesetz, stand die
Flugzeugbeschaffung unter Vorbehalt eines fakultativen Referendums. Bereits vor den
Debatten um Preis und Flugzeugtyp hatte die Grliine Partei verlauten lassen, sie werde
gegen den Kauf neuer Flugzeuge das Referendum ergreifen. Noch vor der
Schlussdebatte im Standerat hatten sich zwei Komitees gegen den Gripen gebildet. Ein
linkes um SP und GP sowie ein burgerliches Komitee, welches vorwiegend aus GLP-
Politikern zusammengesetzt war. Dies stellte ein Novum dar: In Armeefragen hatte sich
noch nie eine blrgerliche Partei gegen ein Armeegeschaft gestellt. Die
Referendumsfrist lief ab Anfang Oktober bis zum 16. Januar 2014. Lange brauchten die
Gripen-Gegner allerdings nicht: Nach knapp zwei Monaten und rund sechs Wochen vor
Ablauf der Referendumsfrist hatte das linke Komitee 80'000 Unterschriften
beisammen. Damit zeichnete sich ab, dass eine Abstimmung bereits im Mai 2014
erfolgen durfte. Dass das burgerliche GLP-Komitee kaum 10'000 Unterschriften zu
sammeln vermochte und die eigene Sammelaktion abgebrochen hatte, schmaélerte
dessen Wille, gegen den Gripen zu agieren nicht. Fortan bestritten die beiden Komitees
einen je eigenen Abstimmungskampf gegen den Gripen. Kurz vor Jahreswechsel
lancierte der Verteidigungsminister den Abstimmungskampf flir den Gripen. Mit der
Metapher eines Chalets mit I6chrigem Dach warnte Maurer fortan vor einer mangelhaft
ausgerlsteten Luftwaffe nach Ausserdienststellung der Tiger F-5 Jets. Die Gripen-
Beschaffung sei essentiell fur die Sicherheit der Schweiz. Bemerkenswert am teuren
RiUstungsgeschaft war dass die Armeefliihrung und allen voran Bundesrat Ueli Maurer
trotz allen Unstimmigkeiten wéhrend der Typenevaluation, trotz Indiskretionen, trotz
Gegenangeboten der unterlegenen Jet-Hersteller Dassault und EADS und ungeachtet
jeglicher Kritik am favorisierten Typen auf den schwedischen Gripen beharrte. Weder
eine Neuevaluation noch eine Prifung von Alternativen waren jemals in Betracht
gezogen worden. Das Stimmvolk wird 2014 das letzte Wort haben. Im Verlauf der
parlamentarischen Debatte wurden neben mehreren Interpellationen und Anfragen
zwei Motionen behandelt, die im Nationalrat allerdings keine Chance hatten: Eine
Motion Kaufmann (svp, ZH) (Mo. 12.3278) aus dem Jahr 2012 wollte die neuen
Kampfflugzeuge mit einer Militarpflicht-Ersatzabgabe fur Auslander finanzieren. Mit
einer Motion Allemann (sp, BE) (Mo. 11.4021) sollte bereits seit 2011 und hinsichtlich
einer Anschaffung von neuen Jets der Flugldarm auf dem Flugplatz Meiringen (BE)
eingedammt werden. Beide Vorstésse wurden jeweils recht deutlich abgelehnt. °
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MOTION
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 10.12.2010
SUZANNE SCHAR

MOTION
DATUM: 18.09.2012
FABIO CANETG

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wettbewerb

Der Standerat Uberwies eine Motion Kaufmann (svp, ZH), welche verlangt, dass in
Zukunft zollfreie Einkdufe in den Duty-free-Geschiaften auf den Flughafen nicht nur
beim Abflug, sondern auch bei der Ankunft moglich sein sollen. Als unterstitzendes
Argument wurden unter anderem die verschéarften Sicherheitskontrollen, die den
Transport von Getrankeflaschen im Handgepack praktisch verunmdoglichen, ins Feld
gefuhrt. Der Bundesrat war mit der Motion einverstanden, machte aber darauf
aufmerksam, dass die rechtliche Umsetzung nicht einfach sein wird, da davon sowohl
die Alkohol- und Tabaksteuergesetzgebung als auch die Mehrwertsteuer betroffen
waren.

Gesellschaftsrecht

In der Ausgestaltung des Minderheitenschutzes folgte der National- dem Standerat, der
den Vorschlag des Bundesrats Ubernommen hatte. Der vom Sténderat in der ersten
Lesung genehmigte Gesetzesentwurf rdumt revisionspflichtigen Stiftungen und
Genossenschaften  sowie  borsenkotierten  Unternehmen  unter  bestimmten
Bedingungen die Mdglichkeit ein, beim Vorliegen eines anerkannten, standardisierten
Abschlusses auf das Beibringen einer Jahresrechnung nach OR, auf ein sogenanntes
dual reporting, zu verzichten. Auf Ersuchen der Bundesverwaltung, welche die
Problematik eines allenfalls fehlenden Abschlusses nach OR fir die schweizerischen
Steuerbehdrden erst im Anschluss an die Vorberatungen der nationalratlichen
Kommission erkannt hatte, stellte Nationalrat Kaufmann (svp, ZH) den Antrag, dass in
jedem Fall ein Abschluss nach OR vorzuliegen habe und der standardisierte Abschluss
optional sein soll. Mit der Umkehrung des Prinzips des dual reporting schuf der
Nationalrat eine weitere Differenz zum Stéanderat.

Geld, Wahrung und Kredit
Banken

Die Kontroverse um die von den Banken zu haltenden Eigenmittel war nach der
Verabschiedung der Revision des Bankengesetzes (2011) sowie der Genehmigung der
zugehorigen Verordnungen (2012) allerdings noch nicht beendet. Birgerliche Politiker,
angefuhrt von ZKB-Bankrat Hans Kaufmann (svp, ZH), beméngelten, dass unter dem
neuen Regime die systemrelevanten Grossbanken aufgrund der ihnen méglicherweise
gewahrten Eigenmittelrabatten weniger Eigenkapital halten mussten als die nicht
systemrelevanten Banken zweiter Kategorie (ZKB und Raiffeisen Gruppe).
Eigenmittelrabatte waren unter anderem flr interne Risikomodelle vorgesehen, die
allerdings fast ausschliesslich von den Grossbanken unterhalten wurden. Eine Motion
der WAK-NR verlangte deshalb, dass die Eigenmittelanforderungen an systemrelevante
Banken und an die Ubrigen Banken in einem korrekten Verhaltnis stehen mussten. Der
Bundesrat lehnte die Motion ab. Er argumentierte, dass die Eigenmittelrabatte, die den
systemrelevanten Banken moglicherweise gewéhrt wirden, praktisch nicht dazu fihren
kénnten, dass diese weniger Eigenkapitel halten mussten als andere Banken. Der
Nationalrat folgte der bundesratlichen und von der Ratslinken unterstitzten
Argumentation jedoch nicht und nahm die Motion mit 114 zu 50 Stimmen an. "
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MOTION
DATUM: 28.09.2012
FABIO CANETG

MOTION
DATUM: 31.12.2013
FABIO CANETG

MOTION
DATUM: 12.03.2014
FABIO CANETG

POSTULAT
DATUM: 29.03.2006
MAGDALENA BERNATH

MOTION
DATUM: 05.10.2007
LINDA ROHRER

Versicherungen

Der Nationalrat nahm 2012 Teile einer Motion Kaufmann (svp, ZH) an, die sich mit den
Problemen der Lebensversicherungsbranche im herrschenden Tiefzinsumfeld befasste.
Der Motionéar forderte in Teil 1 seiner Motion die Erhohung des Diskontierungssatzes
fiir zukiinftige Verpflichtungen der Lebensversicherungsbranche. Dieser sei
momentan zu tief, weil er auf der Rendite von Schweizer Bundesanleihen basiere. Dies
erhdhe die Eigenkapitalanforderungen an die Branche uber Gebuhr, so die
Argumentation. Der Bundesrat unterstutzte das Anliegen. Der Vorstoss passierte in der
Grossen Kammer diskussionslos. Teil 2 der Motion, der die Anpassung des BVG-
Umwandlungssatzes im Angesicht der tiefen Zinsen forderte, wurde hingegen
abgelehnt.

Am Jahresende war im Standerat eine 2012 vom Nationalrat zu Teilen angenommene
Motion Kaufmann (svp, ZH) hangig. Der Vorstoss wollte die Eigenmittelanforderungen
fiir die Versicherungen in Tiefzinsphasen anpassen. Der von den Volksvertretern
angenommene Teil 1 der Motion hatte die Erhéhung des Diskontierungssatzes fur
zuklnftige Verpflichtungen der Lebensversicherungsbranche gefordert, weil das sehr
tiefe Zinsniveau die Eigenmittelanforderungen der Branche nach Ansicht des
Motionars Uber Gebulhr erhdhte.

Eine Motion Kaufmann (svp, ZH) betreffend Eigenmittelanforderungen fiir
Versicherungen in Tiefzinsphasen kam 2014 in den Stédnderat (Zweitrat). Die Motion
forderte unter anderem die Erhéhung des Diskontierungssatzes fur kinftige
Verpflichtungen der Lebensversicherungsbranche in Tiefzinsphasen. Die grosse
Kammer hatte 2013 diesem Anliegen (Punkt 1) zugestimmt. Demgegenlber war die
vorgeschlagene Senkung des BVG-Umwandlungssatzes wahrend Tiefzinsphasen (Punkt
2) abgelehnt worden. Der Bundesrat, der das Anliegen betreffend Erhdhung des
Diskontierungssatzes ebenfalls gutgeheissen hatte, veranlasste noch 2013 die
Anpassung  der  Verordnung Uber die Beaufsichtigung  von privaten
Versicherungsunternehmen. Dies erlaubte der Finma, den Diskontierungssatz zu
erhdhen. Diese Anderung fiihrte zu temporér tieferen Eigenmittelanforderungen fir die
Lebensversicherungsbranche. Die WAK-SR erachtete das Anliegen der Motion
Kaufmann als erflllt und lehnte den Vorstoss ohne Gegenantrag ab.

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Sommersession stimmte der Nationalrat einem Postulat Kaufmann (svp, ZH) zu,
das den Bundesrat auffordert zu prufen, ob die im Ausland vielerorts bereits
etablierten Real Investment Trusts (REIT) auch in der Schweiz zuzulassen seien. Dieses
spezielle Anlageinstrument im Immobiliensektor erfreut sich insbesondere in den USA,
aber auch in Europa grosser Beliebtheit bei Pensionskassen und anderen
institutionellen Anlegern im Bereich der Altersvorsorge. Kernsttick eines REIT ist dessen
steuerliche Behandlung, indem die heute vorhandene Doppelbesteuerung der
Aktiengesellschaft und der Aktionére reduziert wird. Die steuerliche Befreiung der
Aktiengesellschaft (REIT) ist allerdings an die Bedingung geknlpft, dass 85% oder 90%
des Nettoertrages ausgeschittet wird. Diese Dividenden sind von den Investoren als
normales Einkommen aus Finanzanlagen zu versteuern.

Betreffend die Benachteiligung des international tatigen Schweizer Flugpersonals
behandelten die beiden Réate eine Motion Lombardi (cvp, Tl) und ein Postulat Kaufmann
(svp, ZH) (Po. 06.3570). Das Postulat wollte, dass Wege aufgezeigt werden, wie die
Benachteiligungen des in der Schweiz wohnhaften und in Deutschland arbeitenden
Flugpersonals infolge des deutschen Steuerdnderungsgesetzes ab 1. Januar 2007
gemildert oder kompensiert werden kénnen. Die Motion verlangte vom Bundesrat, eine
Anderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Deutschland zu verhandeln und
abzuschliessen, welche eine gerechte Besteuerung flur Schweizer Flugpersonal bei
deutschen Flugunternehmen sicherstellt. Das Postulat wurde im Nationalrat und die
Motion von beiden Raten angenommen. Ausserdem nahm der Nationalrat ein Postulat
der sozialdemokratischen Fraktion (Po. 07.3061) an, welches den Bundesrat
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MOTION
DATUM: 14.06.2000
DANIEL BRANDLI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 15.12.2000
DANIEL BRANDLI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.09.2001
MAGDALENA BERNATH

aufforderte, zu prifen, wie der internationale Flugverkehr angemessen besteuert
werden kann.

Indirekte Steuern

Die WAK-NR verlangte vom Bundesrat in einer Motion die Abschaffung des
Umsatzstempels in jenen Bereichen des Finanzhaushaltsgeschaftes, die von einer
Abwanderung ins Ausland bedroht sind. Der Bundesrat wollte dem Begehren
entsprechen, wehrte sich aber gegen eine Fristsetzung. Féssler (sp, SG) dagegen
versuchte zu verhindern, dass dem Bund nach dem Dringlichen Bundesbeschluss vom
Vorjahr bereits wieder Mittel zugunsten des Finanzmarktes entzogen werden. Koch (sp,
ZH) drohte gar mit einem Referendum. Bihrer (fdp, SH) dréngte auf ein rasches
Handeln, weil sonst der Wertpapierhandel kampflos den auslandischen Bodrsen
Uberlassen werde. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) disqualifizierte die bestehende
Stempelsteuer als gravierenden Standortnachteil. Bundesrat Villiger gab schliesslich zu
bedenken, dass der Staat auf Transaktionssteuern angewiesen sei. Eine vollstandige
Abschaffung ohne Kompensation sei verfriht. Gegen den Willen des Bundesrates
Uberwies der Rat die Motion mit 107 zu 58 Stimmen. Auch im Standerat war die Motion
trotz Gegenstimmen erfolgreich. ”

Bei der Behandlung des Bundesgesetzes liber die Stempelabgaben im Erstrat
beantragte CVP-Standerat David (SG) namens der Kommission, nur auslandische
institutionelle Anleger von der Umsatzabgabe zu befreien. Inlandische sollten dagegen
neu als Effektenhandler bezeichnet werden und der obligatorischen Umsatzabgabe
unterliegen, auch wenn sie ihre Geschafte an auslandischen Borsen abwickeln. Die
Dringlichkeit wurde nicht in Frage gestellt. Im Gegensatz zur bundesratlichen Lésung
wirden die Mindereinnahmen folglich nur noch 218 Mio Fr. betragen. Leuenberger (sp,
SO) bezog die Opposition und stellte einen Nichteintretensantrag. Er vermisste
entsprechende Kompensationen. Sein Parteikollege Plattner (BS) dagegen unterstitzte
den Kommissionsantrag, weil er den Verlust von Arbeitsplatzen beflrchtete. Ein Antrag
des Aargauers Reimann (svp) verlangte den Einbezug inléndischer Vorsorger und
Sozialversicherer. Schweiger (fdp, ZG) schliesslich pladierte flr die bundesratliche
Vorlage. Das Plenum entsprach dem Kommissionsbeschluss.

Im Nationalrat fand die standeratliche Variante allerdings nur bei einer Minderheit der
vorberatenden Kommission Gehér. Rennwald (sp, JU) beméngelte die fehlende
Kompensation und beantragte die Ruckweisung. Die grine Fraktion stellte Antrag auf
Nichteintreten. Das drohende Loch in der Bundeskasse hatten wieder einmal die
einfachen Steuerzahler zu begleichen. Féassler (sp, SG) argumentierte, die drohende
Abwanderung mache allein die Streichung der Stempelsteuer fur inlandische Anleger
notwendig. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) sprach sich flr eine Globalldsung aus, bei
der alle institutionellen Anleger berlcksichtigt werden. Die Mehrheit der Kommission -
vertreten durch Blocher (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) - favorisierte dagegen den
ursprunglichen Vorschlag des Bundesrates und der Rat entsprach diesem Antrag mit 94
zu 90 Stimmen. Der Stéanderat hielt jedoch an seinem Beschluss fest und konnte den
Nationalrat in der zweiten Lesung umstimmen. Beide Rate stimmten in der
Wintersession auch der dringlichen Inkraftsetzung zu.

Die dritte Vorlage des Steuerpakets 2001 betrifft die Umsatzabgabe und bezweckt, die
beiden dringlichen Revisionen vom 19. Marz 1999 und vom 15. Dezember 2000 ins
ordentliche Recht liberzufiihren, da sie Ende 2002 auslaufen. In der Herbstsession
hiess der Nationalrat die Vorlage gut. Gegen den Bundesrat folgte er dabei den
Antragen Kaufmann (svp, ZH), auch Pensionskassen und Lebensversicherungen und
deren im Ausland domizilierte Kunden von der Stempelsteuer zu befreien. Im
Einverstandnis mit dem Bundesrat beschloss der Rat zudem eine Steuerbefreiung der
AHV- und Arbeitslosenkassen. "
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POSTULAT
DATUM: 156.03.2005
MAGDALENA BERNATH

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.03.2009
NATHALIE GIGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.12.2010
NATHALIE GIGER

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 08.12.2006
MAGDALENA BERNATH

MOTION
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Frihlingssession stimmte der Nationalrat einem Postulat Kaufmann (svp, ZH) zu,
welches den Bundesrat auffordert zu prifen, ob und wie Pensionskassen von
Grundstiicksgewinnsteuern und Handanderungsgebiihren entlastet werden kénnen. %

Der Bundesrat schickte im Frihjahr den Vorentwurf flir ein Bundesgesetz liber den
Einkauf von Waren in Zollfreiliden auf Flughafen in die Vernehmlassung. Dieses geht
auf eine Motion Kaufmann (svp, ZH) aus dem Jahr 2006 zurick. Dabei sollen die
Zollfreiladen der Schweizer Flughafen auch fur ankommende Passagiere gedffnet
werden. Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmer begrisst die Vorlage des
Bundesrates mit dem Verweis auf die positiven Auswirkungen auf die Volkswirtschaft
und den Tourismus sowie den européischen und internationalen Wettbewerb.

Der Bundesrat legte dem Parlament einen Mantelerlass Uber den Einkauf von Waren in
Zollfreildaden auf Flughafen vor. Dieses neue Bundesgesetz geht auf eine Motion
Kaufmann (svp, ZH) aus dem Jahr 2006 zurlck. Mit einer Anpassung der Zoll-,
Mehrwertsteuer-, Alkohol- und Tabaksteuergesetzgebung soll es ermdglicht werden, in
Zukunft auch bei der Ankunft aus dem Zollausland abgabefrei einzukaufen. Der
Nationalrat befasste sich als Erstrat mit dem Geschéft. Nachdem ein Nichteintretens-
und ein Ruckweisungsantrag der Ratslinken gescheitert war, wurde das Gesetz ohne
weitere Diskussion nach dem Entwurf des Bundesrates verabschiedet. Im Stédnderat
wurde der Zweck eines solchen Gesetzes von den Sozialdemokraten erneut hinterfragt.
Die Praventionsbemihungen des Bundes wirden unterlaufen, wenn nun staatlich
gefordert Alkohol und Tabak verkauft wirde. Allerdings passierte das Gesetz auch den
Stdnderat und wurde in der Schlussabstimmung von beiden Raten angenommen. %

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

Zu einer aviatischen Aussprache kam es im Standerat anlasslich einer Interpellation
Hofmann (svp, ZH), der sich Uber den Stand der Dinge beim so genannten gekropften
Nordanflug auf den Flughafen Ziirich erkundigt hatte. Bundesrat Leuenberger
bezeichnete das Verfahren als grundséatzlich fliegbar, aber als Notlésung, die weitere
Abkléarungen zur Sicherheit erfordere. Mit Deutschland gebe es derzeit intensive
Kontakte auf allen Ebenen. Das Verfahren bleibe ein Thema im Rahmen des Sachplans
JInfrastruktur der Luftfahrt®™. Hier misse die Schweiz intern endlich eine Konsenslésung
finden, sonst stiinden die Chancen auf eine Einigung mit dem nordlichen Nachbarn
schlecht. (Siehe auch die Antworten des Bundesrates auf die Interpellationen Mller
(gp. AG) (05.3550), Kaufmann (svp, ZH) (05.3890), Haberli (cvp, TG) (06.3196) und Wafler
(edu, ZH) (06.3348). Zur allfalligen Umsetzung der kantonalzlrcherischen
~Plafonierungsinitiative®, welche die Flugbewegungen Uber Kloten beschranken will,
siehe die Antwort des Bundesrates auf eine Anfrage von Jacqueline Fehr (sp, ZH)
(06.1130).) #

In der Wintersession Uberwies der Nationalrat diskussionslos eine Motion Kaufmann
(svp, ZH), welche fir aus dem Ausland an Schweizer Flughdfen ankommende Passagiere
die gleichen Duty- und Tax-free-Einkaufsmoéglichkeiten schaffen will wie fir
abfliegende Passagiere. %
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MOTION
DATUM: 23.03.2006
MAGDALENA BERNATH

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.12.2004
MARIANNE BENTELI

MOTION
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

MOTION
DATUM: 10.06.2010
LUZIUS MEYER

Umweltschutz
Gewadsserschutz

Der Standerat lehnte eine im Vorjahr vom Nationalrat Uberwiesene Motion Haller (svp,
BE) ab, welche verlangte, die deponierte Munition resp. die versenkten
Sprengstoffriickstande in Schweizer Seen - bekannt sind vor allem die Falle des
Thuner- und Brienzersees - so weit zu bergen und zu entsorgen, als diese eine
potenzielle Gefahr fir Menschen und Tiere darstellen. Gemass Bundesrat wiesen bis
anhin gewonnene Erkenntnisse auf keine akute Gefahrdung hin. Zudem sei nach
heutigem Wissensstand die dkologische Schadigung durch eine Bergung grosser als das
Restrisiko beim Verbleib der Munition auf dem Seegrund.

Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Kollektive Arbeitsbeziehungen

Im Nationalrat stellte Gutzwiller (fdp, ZH) den Ordnungsantrag, das Zusatzprotokoll und
die flankierenden Massnahmen in einem Genehmigungsbeschluss zusammenzufassen.
Der Stimmbiurger kdnne doch nicht Uber die Erweiterung der Personenfreizlgigkeit auf
die neuen EU-Staaten entscheiden, ohne zu wissen, mit welchen Massnahmen
Lohndumping bekampft werde. Mit 120 zu 46 Stimmen stimmte der Rat diesem Antrag
zu. In der Detailberatung tUbernahm der Rat mehrheitlich die Beschlisse des
Standerates. Mit 75 zu 57 Stimmen folgte der Nationalrat insbesondere einem Antrag
Blhrer (fdp, SH) und damit Bundes- und Stdnderat und beschrankte die Meldepflichten
fUr die Arbeitgeber gegenlber den zusténdigen Kontrollbehérden auf die Identitat, die
Tatigkeit und den Arbeitsort der in die Schweiz entsandten Arbeitnehmer. Die
Kommission hatte auch die Lohne und die Arbeitszeiten in die Meldepflicht
einbeziehen wollen. Eine Minderheit Kaufmann (svp, ZH) beantragte, auf die Anstellung
von Inspektoren zu verzichten, die rund CHF 20 Mio. pro Jahr kosten; es sei an den in
den tripartiten Kommissionen vertretenen Sozialpartnern, diese Kontrollen zu
Ubernehmen. Bundesprasident Deiss konterte, wenn man Kontrollen wolle, so musse
man auch die notwendigen Mittel zur Verfligung stellen. Der Antrag Kaufmann wurde
mit 124 zu 47 Stimmen abgelehnt. Gegen einen Antrag Germann (svp, SH), der
Festhalten an den getrennten Vorlagen beantragte, da sonst die Mdglichkeit entfalle,
frei entscheiden zu kénnen zwischen Ausdehnung der Personenfreiztgigkeit mit oder
ohne flankierende Massnahmen, stimmte der Standerat in der Differenzbereinigung der
Zusammenfugung mit 27 zu 7 Stimmen zu, worauf die Vorlage von beiden Kammern
definitiv verabschiedet werden konnte. %

Arbeitnehmerschutz

Mit einer Motion verlangte Rechsteiner (sp, SG) einen verstérkten Kiindigungsschutz fir
Arbeitnehmervertreter in den Stiftungsraten der beruflichen Vorsorge. Der Vorstoss
wurde von Kaufmann (svp, ZH), Steiner (fdp, SO) und Loepfe (cvp, Al) bekdmpft und
seine Behandlung deshalb verschoben. ¥

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Eine Motion Kaufmann (svp, ZH) forderte, dass die Alters- und Hinterbliebenenrente
der AHV steuerlich vollstéandig befreit werden sollte. Einerseits wurde diese, dem Willen
der Motion entsprechend, aus der Liste der steuerbaren Einkinfte im Bundesgesetz
Uber die direkte Bundessteuer gestrichen. Andererseits sollte es den Gemeinden und
Kantonen freigestellt bleiben, diese Steuerbefreiung ebenfalls einzufliihren. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da eine solche Steuerfreiheit mit sehr
hohen Mindereinnahmen verbunden wére, die Solidaritat unter den Generationen
strapaziert wirde und die Besteuerungsgrundsatze der Allgemeinheit und der
Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit verletzt wirden. Der Nationalrat
folgte dieser Argumentation und lehnte die Motion mit 112 zu 48 Stimmen ab. %
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MOTION
DATUM: 05.12.2013
ANJA HEIDELBERGER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.02.2005
MARIANNE BENTELI

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
MARIANNE BENTELI

Im Dezember 2013 reichte Yvette Estermann (svp, LU) eine Motion flr eine steuerfreie
AHV ein. AHV-Renten sollten demnach auf Bundesebene vollstdndig steuerbefreit
werden, wobei den Kantonen und Gemeinden eine Besteuerung weiterhin moglich
bleiben sollte. Sie reiche damit die im Jahr 2010 vom Nationalrat abgelehnte Motion
Kaufmann (svp, ZH; Mo. 08.3726) erneut ein, da sich die Situation der é&lteren
Bevolkerung laufend verschlechtere. Statt immer mehr Geld dem Ausland zukommen zu
lassen, solle man sich auf die eigenen Blrgerinnen und Blrger konzentrieren, erklarte
sie. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung. Eine Steuerbefreiung der AHV-
Renten sei nur korrekt, wenn man umgekehrt auch auf einen Steuerabzug der AHV-
Beitrage verzichten wirde, erklarte er. Zudem wirden die AHV-Beziehenden dadurch
gegenlber den Ubrigen Steuerzahlenden massiv beglnstigt und damit das
verfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgebot verletzt. Schliesslich mussten auch die
Mindereinnahmen von CHF 770 Mio. pro Jahr gegenfinanziert werden. Ende 2015 wurde
die Motion unbehandelt abgeschrieben. %

Im September 2019 nahm die Bundeskanzlei die Vorprifung der Volksinitiative «Ja zu
steuerfreien AHV- und IV-Renten» vor. Die Initiative eines Komitees um SVP-
Nationalratin Yvette Estermann (svp, LU) - dessen Mitglieder zuvor bereits die Initiative
«Ja zu mehr Mitbestimmung der Bevolkerung bei der Kranken- und Unfallversicherung»
eingereicht hatten -, beabsichtigt, AHV- und IV-Renten von Personen mit jahrlichem
Einkommen unter CHF 72'000 von den Steuern zu befreien. Mit der Initiative wolle man
der steigenden finanziellen Belastung der Rentnerinnen und Rentner entgegenwirken,
erklarte das Initiativkomitee. Zur Finanzierung, die im Initiativtext nicht geregelt ist,
schlug Estermann im Rahmen einer Medienkonferenz vor, auf die Auszahlung der
Kohasionsmilliarde zu verzichten. Eine dhnliche Motion Estermann aus dem Jahr 2013
(Mo. 13.4074), die ihrerseits auf einer Motion Kaufmann (svp, ZH; Mo. 08.3726) beruhte,
war  unbehandelt abgeschrieben worden. Der Bundesrat hatte seine
Ablehnungsempfehlung damals damit begrindet, dass die AHV- und IV-Beziehenden
gegenuber den Ubrigen Steuerzahlenden nicht bevorteilt werden sollten, eine
Steuerbefreiung der Renten korrekterweise auch eine Besteuerung der AHV-Beitrage
nach sich ziehen misste und die hohen Kosten - 2014 sprach er von CHF 770 Mio.
jahrlich - gegenfinanziert werden mussten.

Sammelbeginn fur die Unterschriften war der 24. September 2019, die Sammelfrist
wirde folglich bis zum 24. Marz 2021 laufen. Aufgrund des vom Bundesrat verhangten
Fristenstillstands bei eidgendssischen Volksbegehren bis zum 31. Mai 2020 wird diese
Frist entsprechend verléngert. *°

Berufliche Vorsorge

Entgegen einer knappen Mehrheit der vorberatenden Kommission gab der Nationalrat
mit 91 zu 75 Stimmen einer parlamentarischen Initiative Beck (Ip, VD) Folge, die eine
Anderung des BVG in dem Sinn verlangt, dass es Vorsorgeeinrichtungen von &ffentlich-
rechtlichen Korperschaften nicht mehr erlaubt sein soll, vom Grundsatz der
Bilanzierung in geschlossener Kasse abzuweichen. Konkret bedeutet dies, dass die
Pensionskassen der offentlichen Verwaltungen und Betriebe ihre effektiven Bilanzen
offen legen missten und sich nicht mehr auf die Defizitgarantien der jeweiligen
Kérperschaft berufen konnten.

Ebenfalls Uberwiesen wurde ein Postulat (03.3175) Kaufmann (svp, ZH), das den BR
ersucht, eine Entlastung der Vorsorgeeinrichtungen von allen
Grundstiickgewinnsteuern und Handanderungsgebihren zu prifen. *

Nationalrat Kaufmann (svp, ZH) hatte 2004 eine parlamentarische Initiative (04.488)
eingereicht, welche eine neue Regelung der 1. BVG-Revision korrigieren wollte. Die
kritisierte  Bestimmung legt fest, dass die Versicherer den Risikoabschlag
(Riickkaufkosten) bei Vertragsaufldsung nur noch dann geltend machen dirfen, wenn
der Vertrag weniger als funf Jahre gedauert hat. Gemass Kaufmann kann diese Regelung
im Fall eines starken Zinsanstiegs zu grossen Solvenzproblemen bei den
Versicherungsgesellschaften fuhren. Bei der Beratung dieser Initiative beschloss die
SGK-NR einstimmig ein Kommissionspostulat, das vom Bundesrat einen Bericht
verlangt, der die Problematik breit ausleuchtet und rechtliche Lésungen vorschlégt.
Nachdem Kaufmann seine Initiative zurlickgezogen hatte, wurde das Postulat
stillschweigend Gberwiesen. *
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Krankenversicherung

Im Nationalrat wiederholte sich dann aber das Debakel des Vorjahres - allerdings mit
umgekehrten Vorzeichen. SP und Grlne lehnten die Vorlage geschlossen ab, weil ihrer
Meinung nach fur das neue Modell der Pramienverbilligung zu wenig Geld gesprochen
wurde und weil sie mehr Planung statt mehr Wettbewerb winschten. Die CVP enthielt
sich wegen der gestrichenen Kinderrabatte ebenso geschlossen der Stimme. Besonders
in der neuen Zusammensetzung der grossen Kammer hatte diese Allianz allein nicht
genulgt, um die Vorlage bachab zu schicken. Auch die je vier Abweichler in FDP (die drei
Waadtlander Favre, Vaudroz und Guisan, der formell den Antrag auf Ablehnung stellte,
sowie Markwalder, BE) und SVP (die drei Zircher Kaufmann, Keller und Maurer sowie
Dunant, BS), welche die Revision gegen den Willen der Fraktionsmehrheit ablehnten,
hatten nicht unbedingt zum Kippen der Vorlage fihren missen. Ausschlaggebend waren
letztlich Absenzen: Auf der linken Seite fehlten nur zwei Nationalrate, wahrend bei der
FDP acht und bei der SVP neun Mitglieder abwesend waren. FDP-Fraktionschef Pelli (TI)
ausserte sich entsprechend enttduscht Uber seine Leute, die andere Termine dieser
wichtigen Abstimmung vorgezogen hatten. Pelli ortete aber auch ein ,Problem
Couchepin™ im Nationalrat habe dieser zwar noch mit einem dringlichen Appell
versucht, die Vorlage zu retten; tags zuvor habe er sie im Stdnderat aber scheinbar
lustlos verteidigt und erklart, bei einem Referendum wirde es zwar nicht unméglich,
aber schwierig, das Volk von dieser Revision zu Uberzeugen. Die Vorlage wurde mit 71 zu
66 Stimmen verworfen. Da sie in rund drei Jahren das ganze parlamentarische
Verfahren durchlaufen hatte, war sie damit definitiv gescheitert. *°

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Par le biais d’une initiative parlementaire, Kaufmann (udc, ZH) espérait modifier la loi
fédérale sur la formation professionnelle (LFPr). Dans son initiative, il montrait du doigt
les distorsions de concurrence que subissent les prestataires privés de la formation
professionnelle. Il a ainsi démontré qu’une concurrence déloyale s’est installée entre
les prestataires privés de formation professionnelle et ceux du secteur public
subventionnés par la Confédération. En outre, Kaufmann (udc, ZH) a démontré
|"aberrance économique de telles subventions qui grévent inutilement les finances
publiques, alors que, selon lui, les prestations privées garantissent une formation
suffisante et d'une qualité remarquable. La CSEC-CN a rappelé que l'article 11 de la LFPr
empéche déja cette inégalité. De plus, elle a ajouté que ce méme article charge les
cantons, et non pas la Confédération, d'agir en cas de distorsions de concurrence.
Dans l'esprit de sa commission, le Conseil national a refusé cette initiative
parlementaire par 131 voix contre 56. **

Medien
Presse

La Swissfirst Bank a repris la maison d’édition Jean Frey AG, propriété du Basler
Mediengruppe. Le groupe Ringier s’est senti trahi car un précontrat relatif a la vente
avait été signé avec les Bélois en 2001. L'institut financier a repris Jean Frey AG, pour
ensuite vendre la société a un groupe d’investisseurs privés et institutionnels. Aussi
bien l'organisation faltiere des éditeurs Presse suisse, que la rédaction de la
« Weltwoche », ont demandé aux nouveaux maitres de maison de jouer carte sur table.
L’annonce de la composition du nouvel actionnariat a confirmé sa proximité présumée
avec des milieux bourgeois. Principal repreneur & hauteur de 25% environ, le financier
tessinois et ancien politicien démocrate-chrétien Tito Tettamanti était notamment
accompagné d’'un certain nombre de politiciens bourgeois. Parmi les nombreux
actionnaires détenant moins de 5%, se trouvaient Hans Kaufmann (CN, udc, ZH), Peter
Weigelt (CN, prd, SG) ou encore Jérg Rappold (anc. membre du Conseil cantonal, prd,
ZH). Une part d’'ombre est demeurée dans la mesure ou les détenteurs de 20% du
capital n‘ont pas dévoilé leur identité. La direction du groupe a été confiée a Filippo
Leutenegger, ancien présentateur d’'une émission politique de la télévision alémanique
(ARENA). La fédération suisse des journalistes a réagi en exprimant sa crainte de voir les
titres du groupe perdre leur indépendance. Le syndicat des médias Comedia a
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manifesté son inquiétude que le groupe devienne un objet de spéculation. L'identité
des repreneurs a provoqué de vives réactions au sein de la rédaction du Beobacher,
véritable institution se définissant comme le porte-parole des plus faibles et qui
dispense de nombreux conseil pratiques a ses lecteurs. Le rédacteur en chef Ivo
Bachmann et le chef du centre de conseil Philippe Ruedin, qui s’étaient exprimés
ouvertement en faveur d'un reprise du titre par le groupe Ringier, plus a méme selon
eux a garantir I'indépendance du titre, ont démissionné une fois les noms des nouveaux
propriétaires rendus publics. *°

Medienpolitische Grundfragen

Im Juni wurde das neue Medienzentrum fiir die Bundeshausmedien eréffnet. Das
Geschenk des Bundes wurde nicht von allen begrusst. Die Vertreterinnen und Vertreter
der Presse hatten sich von Anfang an gegen die Auslagerung aus dem Bundeshaus
gewehrt, weil sie die raumliche Nahe zu den politischen Akteuren nicht aufgeben
wollten. Anlass zu Kritik gaben auch die Kosten des Neubaus. Eine Motion Kaufmann
(svp, ZH) (Mo. 05.3214), die forderte, den Medienschaffenden fiir die Benutzung des
Medienzentrums kostendeckende Mieten zu verrechnen, wurde aber vom Nationalrat
abgelehnt. 3

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Aufsehen erregte im Februar ein vom SVP-Strategen Christoph Blocher vorgelegtes
Konzept zur Neustrukturierung der Banken. Blocher schlug vor, dass die Banken ihre
Aktivitaten im In- und Ausland in voneinander unabhangigen Tochtergesellschaften
wahrnehmen sollen, die einander im Krisenfall nicht beistehen mussten. Zudem vertrat
er die Ansicht, dass bei staatlich unterstitzten Banken ein Salarsystem wie bei den
bundesnahen Betrieben SBB und Post eingeflhrt werden und ein Bundesvertreter im
Verwaltungsrat Einsitz nehmen sollte. Blocher begriindete seine Vorschlage damit, dass
der Staat in Not geratene Banken faktisch habe retten mussen, weshalb es auch
gerechtfertigt sei, dass der Staat ein Mitspracherecht erhalte. Diese Ansicht stiess
innerhalb der SVP auf Widerstand, etwa bei Nationalrat Hans Kaufmann (ZH). Die SVP
hielt daraufhin eine ,kontradiktorische Medienkonferenz™ ab, an der beide Seiten ihre
Standpunkte darlegen konnten. ¥’

Nachdem in der Presse schon 2013 kolportiert worden war, dass die SVP-Parteileitung
Druck auf altere, langjahrige Parlamentarier ausibe, damit diese noch wéhrend der
Legislatur jungeren Nachwuchshoffnungen Platz machten, traten im Berichtjahr gleich
drei gestandene SVP-Parlamentarier zurick. Der Riicktritt von Hans Kaufmann (ZH)
Ende Februar kam dabei einigermassen Uberraschend. Kaufmann begriindete ihn mit
der wenig erbaulichen Zusammenarbeit mit dem Bundesrat in Finanzthemen. Als
Nachfolger von Kaufmann ware eigentlich Thomas Matter vorgesehen gewesen. Matter
war wie Kaufmann in der Finanzbranche tatig und gehorte der jingeren SVP-Generation
an. Auf dem Listenplatz, der zum Nachricken berechtigte, fand sich allerdings Ernst
Schibli noch vor Matter; Schibli Ubernahm das Amt trotz gegenteiligem Wunsch der
Zurcher Parteileitung. Mit dem Rucktritt von Christoph Blocher im Mai 2014 ruckte
Matter dann doch noch nach. Mit seiner Anklndigung, auf sein Nationalratssalar
verzichten zu wollen, erregte Matter auch deshalb Aufsehen, weil Blocher bei seinem
Rucktritt eine Beschneidung der Parlamentarierentschadigungen gefordert hatte, um
die Entwicklung hin zu einem Berufsparlament zu verhindern. Der geschatzt 200-fache
Millionar Matter konnte sich den Verzicht auf seine Mandatsentschadigung freilich gut
leisten. Mitte Juli kindigte Fraktionschef Caspar Baader (BL) an, im August
zurlckzutreten. Seine Nachfolge trat jedoch ebenfalls niemand aus der jungeren
Generation, sondern der 66-jahrige Christian Miesch an, der von 1991 bis 1995 fur die
FDP und von 2003 bis 2011 fur die SVP in der grossen Kammer gesessen hatte. Nach wie
vor weigerte sich ein weiteres Urgestein der Zircher SVP - Toni Bortoluzzi - standhaft,
vorzeitig zurlckzutreten. Ende Jahr kiindigte allerdings Hansruedi Wandfluh (BE) seinen
vorzeitigen Ricktritt per Anfang 2015 an. Auch hier fand sich nicht der eigentliche
Wunschkandidat, der Berner SVP-Kantonalprasident Werner Salzmann, auf dem
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nachsten Listenplatz, sondern der ebenfalls altgediente Jean-Pierre Graber. **

Konservative und Rechte Parteien

Die Griindung der BDP erfolgte zunachst in drei Kantonen: Im Juni in Graublnden
(zuerst unter dem Namen BPS, der nach einer Namensstreitigkeit mit einer Kleinpartei
wieder aufgegeben wurde) und in Bern, im August in Glarus. Durch Ubertritte von
bisherigen SVP-Vertretern in kantonalen Parlamenten und Regierungen verflgte die
BDP schon bald Uber rund 50 Sitze in kantonalen Parlamenten und vier Sitze in
kantonalen Regierungen (2 in Graublnden und je einen in Bern und Glarus). Als
Kleinpartei war die BDP in der speziellen Situation, auf Anhieb zwei Vertreter, Samuel
Schmid und Eveline Widmer-Schlumpf, im Bundesrat zu haben. Schmids Sitz ging aber
nach seinem Rucktritt zurlick an die SVP. Im nationalen Parlament konnte die BDP mit
vier Vertretern im Nationalrat (Hansjorg Hassler, Brigitta Gadient, Ursula Haller und
Hans Grunder) und einem Sténderat (Werner Luginbihl) bis Ende des Jahres keine
eigene Fraktion bilden. *

Fur Verwirrung sorgte die Haltung der BDP-Nationalrdte in der Frage der
Kampfflugzeugbeschaffung in der Herbstsession. In der Sonntagspresse wurde
kolportiert, dass die Mitglieder der BDP-Fraktion aufgrund eines Versehens nicht wie
geplant gestimmt hatten und dass dadurch ein Referendum Uber die Beschaffung der
Kampfjets verhindert worden sei. Tatsachlich war das entsprechende
Abstimmungsresultat relativ knapp ausgefallen (98 zu 93 Stimmen) und ein Grossteil der
CVP-Fraktion war offenbar erst im letzten Moment noch umgeschwenkt. Die BDP-
Nationalrate liessen jedoch verlauten, dass ihre Entscheidung bewusst gewesen sei und
sie in der Referendumsfrage dem SiKo-Mitglied Ursula Haller gefolgt sei, die ein
Finanzreferendum aus rechtlichen Grinden zur Ablehnung empfohlen habe. *°

Bei der Parolenfassung Anfang September wurde die Position der BDP gegenuber den
Bilateralen Vertragen mit der EU verdeutlicht. Die Masseneinwanderungsinitiative, bei
der die Delegierten ohne Diskussion einstimmig die Nein-Parole empfahlen, wiirde das
Verhéltnis zwischen der EU und der Schweiz auf die Probe stellen. Es gelte sachlich und
nicht emotional zu urteilen, warnte BDP-Parteiprasident Landolt. Nationalratin Ursula
Haller (BE) kritisierte den SVP-Présidenten Toni Brunner, der den Bundesrat im
Zusammenhang mit dessen Europapolitik als Landesverrater bezeichnet hatte. *!

Der Rucktritt der langjahrigen BDP-National- und Kommunalpolitikerin Ursula Haller
(BE) druickte den Altersschnitt der BDP-Fraktion, die die mit durchschnittlich 55 Jahren
alteste Fraktion stellte, ein wenig nach unten. Sie wolle das Amt als Gemeinderéatin der
Stadt Thun und als Nationalratin, das sie seit 1999 fur die SVP und spater fir die BDP
ausubte, gleichzeitig beenden, so die Berner Oberlédnderin. Ihr Nachfolger - der 58-
jahrige Heinz Siegenthaler - war allerdings nur sieben Jahre jinger. Parteipréasident
Martin Landolt zeigte sich fur die Zukunft optimistisch. In den Kantonen wirden viele
junge Leute fur die BDP kandidieren. *?

Die BDP stehe - wie andere Parteien auch - wahrscheinlich vor einer Durststrecke,
warnte Parteiprasident Martin Landolt (GL) an einem Vortrag Anfang Mérz in Bern. Es
werde schwierig werden, bei den eidgendssischen Wahlen 2015 den Status quo zu
halten. Dies auch deshalb, weil die konstruktive, sachorientierte Politik der BDP in den
Medien keine Aufmerksamkeit erhalte und die BDP deshalb in Umfragen auch kaum mit
konkreten Themen in Verbindung gebracht werde. Die Sitze zu halten wird auch deshalb
schwer, weil voraussichtlich mehrere Schwergewichte der Partei zu den Wahlen 2015
nicht mehr antreten werden - so etwa Ursula Haller (BE) oder Hansjorg Hassler (GR). Ein
Ersatz dieser Abgénge sei aufgrund der jungen Strukturen der Partei schwierig, wurde in
den Kommentarspalten der Medien gemutmasst. Auch Parteimitgrinder Hans Grunder
(BE) hatte sich eigentlich einen Rucktritt Gberlegt, er wolle aber noch einmal
kandidieren, um Gegensteuer gegen rechts geben zu kénnen. Mitte Oktober gab
Parteiprasident Landolt an, vor allem in jene Kantone investieren zu wollen, wo noch
Wachstumschancen bestiinden. Zudem sollen mit der CVP modglichst viele
Listenverbindungen eingegangen werden. Ende Jahr wurde der Berner Nationalrat
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Lorenz Hess zum Wahlkampfleiter erkoren. Der Wahlauftakt soll Anfang 2015 in
Winterthur erfolgen. *
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